SITZUNGSVORLAGE

Betreft:

Forderrichtlinien 2018
Anlage/n siehe Seite 3

LANDESHAUPTSTADT

P S

i
WIESBADEN

T

Nr./l18-V-20-00128

(Jahr-V-Amt-Nr.)

Dezernat(e) VI

[ ] Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich e
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltprifung nicht erforderlich erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich & erforderlich .
- der HGO nicht erforderlich erforderlich -
StraRenverkehrsbehdrde nicht erforderlich erforderlich f"
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich e
Beratungsfolge DL-NTr.
(wird von Amt 16 ausgefilllt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich f‘
Kommission nicht erforderlich erforderlich -
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich -
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich .
Magistrat Tagesordnung A & Tagesordnung B
Eingangsstempel Biro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder ]
iﬁisdst(\;/ﬁlrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich ¢ erforderlich (v
Eingangsstempel Amt 16 offentlich f* nicht 6ffentlich
X wird im Internet/PIWI verdffentlicht

Bestétigung Dezernent

gez. Imholz
Stadtkdmmerer

Vermerk Kdmmerei

X Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden, 28.05.2018

[ ] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen. gez. Imholz

[] = siehe gesonderte Stellungnahme

Stadtkdmmerer
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0018

A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] grin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten

[ ] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. . (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f]::pllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Die Forderrichtlinien vom 15.12.2016 sollen aktualisiert werden. Dabei finden die Erfordernisse
durch das EU-Beihilferecht und die Anforderungen aus dem Revisionsbericht Nr. 13-LHW-009
»Zuschuss- und Leistungsvertragssachbearbeitung” dem Bearbeitungsstand entsprechend
Beriicksichtigung.

Anlagen:

Anlage 1 Synopse
Anlage 2 Neue Fassung der Forderrichtlinien

C Beschlussvorschlag:

1. Die bis zum 30.06.2018 befristeten Forderrichtlinien der Landeshauptstadt Wiesbaden
werden in der beiliegenden Uberarbeiteten Fassung (Anlage 2) um zwei Jahre bis zum
30.06.2020 verlangert.

2. Der Magistrat (alle Dezernate und Amter) wird beauftragt, innerhalb von sechs Monaten ab
Beschlussfassung, bestehende erganzende Ausfiihrungsrichtlinien der Amter zu Gberprifen
und ggf. so zu Uberarbeiten, dass sie mit der vorliegenden Neufassung der Forderrichtlinien
vereinbar sind. Zu verandernde Ausfiihrungsrichtlinien sind zur Beschlussfassung
vorzulegen.

3. Dez. VI/20 wird beauftragt, in Abstimmung mit Dez. /14 und Dez. 1I/30 eine Arbeits- und
Zeitplanung zu erstellen und dem Magistrat zur Kenntnisnahme vorzulegen.

Zu den vom Revisionsausschuss mit Beschluss Nr. 0057 vom 06.07.2015 genannten
Empfehlungen zum Revisionsbericht Nr. 13-LHW-009 - Zuschuss- und
Leistungsvertragssachbearbeitung - sind Vorschlage zur Umsetzung zu erarbeiten (ggf.
einschlieB3lich Meilensteinen).

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/MessgrofRen, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Mit der aktuellen Verlangerung gehen nur wenige Verénderungen des Richtlinien-Textes einher.
Daher sind die Auswirkungen dieser Vorlage auf die auszahlenden Amter sowie die
Empfangerinnen und Empfanger von Forderungen gering. Mittelfristig ist mit einigem
Veranderungsbedarf zu rechnen - siehe auch IV. Ergdnzende Erlauterungen.

Il. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu berticksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich &ndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengrindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)
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lll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zugéanglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Geb&auden und des offentlichen Raumes durch stufenlose Zugéange, rollstuhigerechte
Aufziige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Ergéanzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Grundsatzlich handelt es sich bei der Aktualisierung der Forderrichtlinien um eine standige
Aufgabe. Es ist davon auszugehen, dass die sich laufend verdndernden Rahmenbedingungen (z.B.
EU-Recht, Umsatzsteuerrecht) eine fortwéhrende Anpassung erforderlich machen.

Parallel soll den beschlossenen Konsequenzen aus dem Revisionsbericht folgend ein Controlling
aufgebaut und der organisatorische Verbesserungsbedarf angegangen werden. Auf3erdem sind die
EU-rechtlichen Anforderungen einzuarbeiten.

Da diese Auftrage Uiber das laufende Geschaft hinausgehen, werden sie in Projektform
abgearbeitet. Die Projektkapazitat ist durch das Tagesgeschaft begrenzt. Daher soll erreicht
werden, dass unter der Federfihrung des Amtes 20 fiir die noch ausstehenden Punkte eine mit den
Amtern 14/ 30 abgestimmte Arbeitsplanung mit Prioritaten und in jeweils zwei Jahren realistisch zu
bewaltigenden Arbeitsschritten dem Magistrat vorgeschlagen wird (Beschlusspunkt 3).

Zur vorliegenden Neufassung:

Im ersten Schritt wurde der Text der Richtlinien auf Aktualitat Uberpruft. Aus dieser Uberprifung
ergaben sich einige Anderungsvorschlage hauptsachlich redaktioneller Natur. Aus der Arbeit an den
Definitionen der unterschiedlichen Férderungen sind erste Ergebnisse in die Neufassung
eingeflossen. (siehe Anlage 1 Synopse)

Im Rahmen der Vorbereitung der EU-beihilferechtlichen Uberpriifung der stadtischen Férderungen
mit der Kostenart 785xxx wurde eine Tabelle erstellt, aus der alle Férderungen zu ersehen sind.
Damit steht ein umfassender Bericht mit verschiedenen Filtermdéglichkeiten zur Verfigung. Diese
Tabelle wird jahrlich aktualisiert und ist Uber das Verzeichnis 20.public auch fur die Fraktionsbiros
einsehbar.

Im Zuge der anstehenden Projektarbeit wird geprift, eine Datenbank einzurichten, die fortlaufend
aktualisiert wird, mit entsprechender Zugriffsberechtigung aller Fachbereiche, die mit
Zuschussbearbeitung beschaftigt sind. Bei Bearbeitung eines Zuschussantrags soll erkennbar sein,
ob von anderen stadtischen Stellen eine Zuschussgewahrung bereits erfolgt ist.

Wesentliche Veranderungen

Verfugungsmittel:

Mit dem Revisionsbericht 13-LHW-009 zur Zuschuss- und Leistungssachbearbeitung wurde u.a.
bemangelt, dass zur Verwendung der Verfligungsmittel keine stadtische Regelung bestiinde.
Ergebnis der Uberpriifung der Rechtsgrundlagen ist, dass die Verfugungsmittel gemaR der
gesetzlichen Definition des § 13 GemHVO - entgegen dem stadtinternen Sprachgebrauch - lediglich
bei der Stadtverordnetenvorsteherin/ dem Stadtverordnetenvorsteher angesiedelt sind.
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Die Verfugungsmittel sind ausschlief3lich fur die Reprasentation des Stadtparlaments nach auf3en
zu verwenden (Offentlichkeitsarbeit). Die Stadtverordnetenvorsteherin/ der
Stadtverordnetenvorsteher kann Reprasentationsaufgaben delegieren, beispielsweise an die
Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher. Die Mittel der hauptamtlichen Magistratsmitglieder, die vor
der Einfuhrung der Budgetierung Verfligungsmittel im Sinne des 8 13 GemHVO waren, sind ab dem
Zeitpunkt der Einfuhrung haushaltsrechtlich Budgetmittel.

Die Budgetgrundsatze zum Haushalt 2018/2019 wurden diesbezuglich prazisiert. In die
Forderrichtlinien wurde ein entsprechender Hinweis aufgenommen (8 1).

EU-Beihilferecht:

Unter den allgemeinen Regelungen im ersten Teil der Forderrichtlinien wurde ein Hinweis auf die
EU-beihilferechtlichen Fragestellungen aufgenommen. Das Projekt ,,EU-Beihilferecht Fokus
Kernverwaltung“ hat eine Checkliste erarbeitet, mit deren Hilfe in Zusammenarbeit mit den
betroffenen Amtern zurzeit eine systematische Uberpriifung entwickelt wird. Ergebnisse und
Vorschlage zum weiteren Vorgehen werden in einer gesonderten themenspezifischen
Sitzungsvorlage eingebracht (SV 18-V-20-0016 ,,.Zwischenbericht der Projektgruppe (PG) ,EU-
Beihilferecht in der Kernverwaltung®). In der Folge sollen die Festlegungen und Arbeitshilfen in die
Forderrichtlinien integriert werden.

Baumalinahmen:

Zuschusse fur Baumal3hahmen werden grundsatzlich so bewertet, als ob die Stadt selbst bauen
wurde. Unter (neu) 813 ,,Bewilligung” der Forderrichtlinien sind die Genehmigungsgrenzen flr
Zuschisse zu Baumaflnahmen geregelt. Die Betragsgrenzen der bisherigen Forderrichtlinien waren
andere als die der Grundsatzgenehmigungen fir stadtische BaumafRnahmen. Das ist darin
begriindet, dass die Budgetgrundsétze bei jeder Haushaltsplanung Uberprtft werden, jedoch die
Forderrichtlinien alle finf Jahre. Die Werte in den aktuellen Budgetgrundséatzen sind maf3geblich.
Daher wurden an dieser Stelle die Betragsgrenzen durch einen Verweis auf die jeweils aktuelle
Fassung der Budgetgrundsétze ersetzt.

Leistungsvertrage:

Im Zuge der Haushaltskonsolidierung und Uberpriifung der freiwilligen Leistungen wurden ab 2006
die Regelungen Uber die Leistungsvertrage Bestandteil der Forderrichtlinien. Vertrdgen mit
moglichst klar definierten Leistungen — qualitativ und quantitativ - wurde der Vorrang eingeraumt vor
einseitiger Zuschussgewahrung.

Bei der Arbeit an den Definitionen der unterschiedlichen Férderungen sowie parallel bei der
Erstellung des Kontierungshandbuches (Amt 21 - Finanzbuchhaltung) ist klargeworden, dass die
Leistungsvertrage nicht als Zuschiisse zu kontieren sind. Leistungsvertrdge werden zukunftig nicht
mehr Bestandteil der Zuschussliste sein.

In Zusammenarbeit mit den betroffenen Amtern sowie den stadtischen Gremien ist zu klaren, ob
und wie Uber Leistungsvertrage zu berichten sein wird.

Da diese Uberlegungen noch ganz am Anfang sind, wurden die Férderrichtlinien in diesem Teil
noch nicht verandert. Unabhangig davon muss die Kontierung unverziglich angepasst werden,
sobald die korrekte Kontierung von Amt 21 - Finanzbuchhaltung - geklart ist.

Weitere Schritte

An der Umsetzung der Empfehlungen des Revisionsausschusses zum Revisionsbericht Nr. 13-
LHW-009 ,,Zuschuss- und Leistungsvertragssachbearbeitung“ wird weiter gearbeitet, u.a. Klarung
der Definitionen z.B. Verwendung der Ortsbeiratsmittel und der Tronc-Mittel fir Zuschiisse,
Erstellung/Uberarbeitung stadtischer Rahmenrichtlinien, Aufbau eines internen Kontrollsystems
(IKS).
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In Zusammenarbeit mit den betroffenen Amtern soll eine inhaltliche Bewertung stattfinden. Soweit
moglich, wird eine Einschatzung vorgenommen, ob mithilfe der Richtlinien die gewiinschte Wirkung
erzielt wird. Aus dem 0.g. Revisionsbericht I&sst sich bereits erkennen, dass tber den
angemessenen Verwaltungsaufwand bei der Zuschussbearbeitung nachgedacht werden muss.

Es ist im Rahmen der EU-beihilferechtlichen Uberpriifung der Zuschiisse angedacht, diese nach
den unterschiedlichen Kategorien von Forderungen lber verschiedene Kostenarten abzubilden.
Darauf kann ein Controlling aufbauen, auch fir Zuschusse, die nach den Maf3staben der EU-
Kommission nicht von Bedeutung sind bzw. keine Beihilfe im Sinne des EU-Rechts darstellen.

Im Rahmen der ersten Uberprifung der stadtischen Férderungen nach EU-Beihilferecht wird bereits
die Einarbeitung der Projektgruppenmitglieder sowie sukzessive der zustandigen
Sachbearbeitenden in den Amtern in dieses spezielle Thema geleistet. Eine allgemeine
systematische Einarbeitung und Fortbildung fur die Zuschusssachbearbeitung, im Einklang mit
Prozessbeschreibungen und der Definition von Anforderungen soll auf Basis der erarbeiteten
Grundlagen erstellt werden.

Arbeitshilfen entstehen zum Teil parallel mit dem Prozess, zum Teil werden sie erst auf den
Ergebnissen aufbauen kdnnen (Mustervertrag).

Die Vorlage ist mit dem Rechtsamt abgestimmt.

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepruft wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 28. Mai 2018
2 2506 u

gez. Imholz
Stadtkdmmerer



	Umweltamt: Umweltprüfung

